
  

 Amtliches Mitteilungsblatt 

 der Kupferstadt Stolberg (Rhld.) 
  

 − Amtsblatt − 

11. JAHRGANG STOLBERG, DEN 11.02.2020 NR. 4 

 
 

BEKANNTMACHUNG 
 
 
Wahlordnung der Kupferstadt Stolberg (Rhld.) für 

die Wahl der direkt in den Integrationsrat zu  
wählenden Mitglieder vom 23.01.2020 

 
Aufgrund der §§ 7, 27 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung 
der Bekanntmachung  vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. 
S. 666) zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes 
vom 11. April 2019 (GV. NRW. S. 202) hat der Rat der 
Kupferstadt Stolberg (Rhld.) in seiner Sitzung am 
21.01.2020 die folgende Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1 Wahlgebiet 
 
Wahlgebiet ist das Gebiet der Kupferstadt Stolberg 
(Rhld.) 
 

§ 2 Wahlorgane 
 
Wahlorgane sind 
 
1. der Wahlleiter, 
2. der Wahlausschuss, 
3. für jeden Stimmbezirk der Wahlvorstand,  
4. der Wahlvorstand zur zentralen Auszählung der 

in den Stimmbezirken abgegeben Stimmen, 
5. der Briefwahlvorstand. 
 
 

§ 3 Wahlleiter 
 
Der Wahlleiter ist für die ordnungsgemäße Vorberei-
tung und Durchführung der Wahl zuständig, soweit 
nicht gesetzliche Vorgaben und/oder diese Wahlord-
nung bestimmte Zuständigkeiten anderen Wahlorga-
nen übertragen. 
 

§ 4 Wahlausschuss 
 
(1) Wahlausschuss für die Wahl der direkt in den 

Integrationsrat zu wählenden Mitglieder ist der 
Wahlausschuss für die Gemeindewahlen. 

 

(2) Der Wahlausschuss entscheidet über die Zulas-
sung der Wahlvorschläge und stellt das Gesamt-
ergebnis der Wahl fest. 

 
 

§ 5 Wahlvorstand und ehrenamtliche Tätigkeit 
 
(1) Der Wahlvorstand besteht aus dem Wahlvorste-

her, dem stellvertretenden Wahlvorsteher und 
drei bis sechs Beisitzern. Aus dem Kreis der Bei-
sitzer werden ein Schriftführer und ein stellvertre-
tender Schriftführer bestellt. 

 
(2) Der Bürgermeister beruft die Mitglieder des 

Wahlvorstandes. Dem Wahlvorstand können ne-
ben Wahlberechtigten nach § 6 auch Bürger an-
gehören. 

 
(3) Der Wahlvorstand entscheidet mit Stimmen-

mehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme 
des Wahlvorstehers den Ausschlag. 

 
(4) Die Mitglieder der Wahlvorstände üben eine eh-

renamtliche Tätigkeit aus. 
 
 

§ 6 Wahlberechtigung 
 
(1) Wahlberechtigt ist, wer 
 
a) nicht Deutscher im Sinne des Art. 116 Abs. 1 des 

Grundgesetzes ist, 
 
b) eine ausländische Staatsangehörigkeit besitzt, 
 
c) die deutsche Staatsangehörigkeit durch Einbür-

gerung erhalten hat oder 
 
d) die deutsche Staatsangehörigkeit gemäß § 4 

Abs. 3 des Staatsangehörigkeitsgesetzes in der 
im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnum-
mer 102-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 28. August 2013 (BGBL. I S 3458) erworben 
hat. 
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(2) Darüber hinaus muss die Person am Wahltag 
 
a) das 16. Lebensjahr vollendet haben, 
 
b) sich seit mindestens einem Jahr im Bundesgebiet 

rechtmäßig aufhalten und 
 
c) mindestens seit dem sechzehnten Tag vor der 

Wahl in der Gemeinde ihre Hauptwohnung ha-
ben. 

 
(3) Wählen kann nur, wer in ein Wählerverzeichnis 

eingetragen ist oder einen Wahlschein hat. 
 
 

§ 7 Wahlrechtsausschluss 
 
Nicht wahlberechtigt sind Ausländer 
 
1. auf die das Aufenthaltsgesetz in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 25.02.2008 (BGBL. I. S. 
162), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 12.07.2018 (BGBL. I. S. 1147), nach 
seinem § 1 Absatz 2, Nummern 2 oder 3 keine 
Anwendung findet oder 

 
2. die Asylbewerber sind. 
 
 

§ 8 Wählbarkeit 
 
(1) Wählbar sind alle Wahlberechtigten nach § 6 

sowie alle Bürger der Kupferstadt Stolberg 
(Rhld.), die 

 - am Wahltag das 18. Lebensjahr vollendet 
haben und 

 - mindestens seit drei Monaten vor der Wahl in 
der Gemeinde ihre Hauptwohnung haben. 

 
(2) Nicht wählbar ist, wer am Wahltag infolge Rich-

terspruchs in der Bundesrepublik Deutschland 
die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Beklei-
dung öffentlicher Ämter nicht besitzt. 

 
 

§ 9 Wahltag und Wahlzeit 
 
(1) Die Wahl der Mitglieder des Integrationsrates 

findet am Tag der Kommunalwahl statt 
 
(2) Die Wahlzeit dauert von 08.00 bis 18.00 Uhr. 
 
 

§ 10 Wahlvorschläge 
 
(1) Der Wahlleiter fordert nach Bekanntmachung des 

Wahltages zur Einreichung von Wahlvorschlägen 
durch öffentliche Bekanntmachung auf.  

 
(2) Wahlvorschläge können von Gruppen von Wahl-

berechtigten oder Bürgern (Listenwahlvorschlag) 
oder einzelnen Wahlberechtigten sowie Bürgern 

(Einzelbewerber) eingereicht werden. Jeder 
Wahlvorschlagsberechtigte kann nur einen Wahl-
vorschlag einreichen. 

 
(3) Als Wahlbewerber kann jeder Wahlberechtigte 

sowie jeder Bürger der Kupferstadt Stolberg 
(Rhld.) benannt werden, sofern er seine Zustim-
mung schriftlich erteilt hat; die Zustimmung ist 
unwiderruflich. 

 
(4) Für die Wahlvorschläge nach Listen und die Ein-

zelbewerber können Stellvertreter benannt wer-
den. 

 
(5) Bei Listenwahlvorschlägen bestimmt sich die 

Reihenfolge der Stellvertretung in entsprechen-
der Anwendung des § 45 Abs. 2 KWahlG in der 
jeweils geltenden Fassung, so dass an die Stelle 
des verhinderten gewählten Bewerbers der für 
ihn auf der Liste aufgestellte Ersatzbewerber tritt, 
falls ein solcher nicht benannt ist bzw. dieser 
auch verhindert ist, der Listennächste tritt. In den 
Wahlvorschlägen von Einzelbewerbern kann ein 
Stellvertreter benannt werden, welcher den Be-
werber im Falle seiner Wahl vertreten und im Fal-
le seines Ausscheidens ersetzen kann. 

 
(6) Jeder Listenwahlvorschlag muss von der Leitung 

der den Wahlvorschlag einreichenden Gruppe 
unterzeichnet sein und den Nachweis enthalten, 
dass sie einen nach demokratischen Grundsät-
zen gewählten Vorstand besitzt sowie die Be-
nennung und Aufstellung der Bewerber nach 
demokratischen Grundsätzen erfolgt ist. 

 
(7) Der Wahlvorschlag muss Vor- und Familienna-

men, die Staatsangehörigkeit, das Geburtsda-
tum, den Beruf und die Anschrift der Hauptwoh-
nung, E-Mail-Adresse oder Postfach des Wahl-
bewerbers enthalten. Sofern Stellvertreter be-
nannt werden, so sind diese ebenfalls mit den 
Angaben nach Satz 1 aufzuführen. 

 
(8) Jeder Wahlvorschlag muss als „Listenwahlvor-

schlag“ oder als „Einzelbewerber/ Einzelbewer-
berin“ gekennzeichnet und mit einer Bezeichnung 
des Wahlvorschlages versehen sein. Fehlt diese, 
tritt ersatzweise der Name des ersten Bewerbers 
an die Stelle der Wahlvorschlagsbezeichnung. 

 
(9) In jedem Wahlvorschlag sollen eine Vertrauens-

person und eine stellvertretende Vertrauensper-
son bezeichnet sein. 

 
(10) Für die Wahlvorschläge sind die Formblätter zu 

verwenden, die der Wahlleiter bereithält. 
 
(11) Wahlvorschläge können bis zum 59. Tag vor der 

Wahl, 18.00 Uhr, beim Wahlleiter eingereicht 
werden. Der Wahlleiter prüft die Wahlvorschläge 
und legt sie dem Wahlausschuss zur Entschei-
dung vor. 
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(12) Der Wahlausschuss entscheidet spätestens am 
47. Tage vor der Wahl über die Zulassung der 
Wahlvorschläge. Für die Zurückweisung von 
Wahlvorschlägen gilt § 18 Abs. 3 Satz 2 des 
Kommunalwahlgesetzes in der jeweils geltenden 
Fassung entsprechend. 

 
(13) Die zugelassenen Wahlvorschläge werden vom 

Wahlleiter mit den in Abs. 7 genannten Merkma-
len bekannt gemacht. Statt des Geburtsdatums 
ist jedoch jeweils nur das Geburtsjahr und statt 
der vollständigen Anschrift sind der Wohnort mit 
Postleitzahl und E-Mail-Adresse oder das Post-
fach der Bewerber anzugeben. Weist ein Bewer-
ber bis zum Ablauf der Einreichungsfrist gegen-
über dem Wahlleiter nach, dass für ihn im Melde-
register eine Auskunftssperre nach den melde-
rechtlichen Vorschriften eingetragen ist, ist an-
stelle von Wohnort und E-Mail-Adresse oder 
Postfach eine Erreichbarkeitsanschrift zu ver-
wenden, die sich ebenfalls aus der Angabe einer 
Gemeinde mit Postleitzahl und einer E-Mail-
Adresse oder eines Postfaches zusammensetzt. 

 
 

§ 11 Stimmzettel 
 
(1) Die Einzelbewerber werden mit Namen und Vor-

namen in den Stimmzettel aufgenommen. Sofern 
ein Stellvertreter im Wahlvorschlag benannt und 
zugelassen worden ist, wird dieser ebenfalls mit 
Namen und Vornamen in den Stimmzettel aufge-
nommen. 

 
(2) Die Listenwahlvorschläge werden mit der Be-

zeichnung des Wahlvorschlages sowie mit der 
Kurzbezeichnung aufgenommen. Zusätzlich wer-
den Familienname und Vorname der ersten fünf 
auf der Liste genannten Bewerber aufgeführt. 

 
(3) Die Wahlvorschläge erscheinen in der Reihenfol-

ge des Eingangs der Unterlagen, die für einen 
gültigen Wahlvorschlag erforderlich sind, beim 
Wahlleiter auf dem Stimmzettel. 

 
 

§ 12 Wählerverzeichnis 
 
(1) Für jeden Stimmbezirk wird ein Wählerverzeich-

nis geführt. 
 
(2) In das Wählerverzeichnis werden alle Personen 

von Amts wegen eingetragen, bei denen am 42. 
Tag vor der Wahl feststeht, dass sie am Wahltag 
wahlberechtigt sind. Von Amts wegen in das 
Wählerverzeichnis einzutragen sind auch die 
nach dem Stichtag bis zum 16. Tag vor der Wahl 
zugezogenen und bei der Meldebehörde gemel-
deten Wahlberechtigten. Die Wahlberechtigten 
erhalten eine Wahlbenachrichtigung bis zum 21. 
Tag vor der Wahl. 

 

(3) Die Wahlberechtigten sind im Wählerverzeichnis 
mit Familien- und Vornamen, Geburtsdatum, 
Staatsangehörigkeit und Anschrift aufgeführt. 
Das Wählerverzeichnis wird unter fortlaufender 
Nummer nach Straßen und Hausnummern al-
phabetisch angelegt. 

 
(4) Das Wählerverzeichnis wird vom 20. bis zum 16. 

Tag vor der Wahl während der allgemeinen Öff-
nungszeiten der Stadtverwaltung zur Einsicht-
nahme öffentlich ausgelegt. Zeit und Ort der Be-
reithaltung zur Einsichtnahme werden öffentlich 
bekannt gemacht. 

 
(5) Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder 

unvollständig hält, kann innerhalb der Einsichts-
frist bei der Stadtverwaltung Einspruch einlegen. 
Über den Einspruch entscheidet der Bürgermeis-
ter. Gegen die Entscheidung des Bürgermeisters 
kann binnen drei Tagen nach Zustellung Be-
schwerde eingelegt werden, über die die Auf-
sichtsbehörde entscheidet. 

 
(6) Wahlberechtigte, die nicht in dem Wählerver-

zeichnis eingetragen sind, können sich bis zum 
zwölften Tag vor der Wahl in das Wählerver-
zeichnis eintragen lassen. Sie haben den Nach-
weis über ihre Wahlberechtigung zu führen. 

 
(7) Der Bürgermeister macht spätestens am vier-

undzwanzigsten Tag vor der Wahl öffentlich be-
kannt, 

 
1. den Wahltag, Beginn und Ende der Wahlzeit 

sowie die Wahlräume, 
2. wo, wie lange und zu welchen Tagesstunden 

das Wählerverzeichnis eingesehen werden 
kann, 

3. dass Wahlberechtigte, die nicht in das Wäh-
lerverzeichnis eingetragen sind, sich bis zum 
zwölften Tag vor der Wahl in das Wählerver-
zeichnis eintragen lassen und den Nachweis 
über ihre Wahlberechtigung führen müssen, 

4. wo, in welcher Zeit und unter welchen Vo-
raussetzungen ein Wahlschein beantragt 
werden kann, 

5. bis zu welchem Tag vor der Wahl den Wahl-
berechtigten, die in das Wählerverzeichnis 
eingetragen sind, spätestens eine Wahlbe-
nachrichtigung zugeht und 

6. wie durch Briefwahl gewählt wird. 
 
 

§ 13 Durchführung der Wahl 
 
(1) Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis 

des Stimmbezirks eingetragen ist oder einen 
Wahlschein hat. 

 
(2) Jeder Wähler hat eine Stimme. 
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(3) Auf Verlangen hat der Wähler sich gegenüber 
dem Wahlvorstand über seine Person auszuwei-
sen. 

 
(4) Bei der Briefwahl hat der Wähler den Bürger-

meister in einem verschlossenen Wahlbriefum-
schlag  

 
a) seinen Wahlschein, 

 
b) in einem besonderen verschlossenen Stimm-

zettelumschlag seinen Stimmzettel 
 

so rechtzeitig zu übersenden, dass der Wahlbrief 
am Wahltage bis 16 Uhr bei ihm eingeht. 

 
Auf dem Wahlschein hat der Wähler dem Bür-
germeister an Eides statt zu versichern, dass der 
Stimmzettel persönlich oder gemäß dem erklär-
ten Willen des Wählers gekennzeichnet worden 
ist.  

 
§ 14 Stimmzählung 

 
(1) Nach dem Ende der Wahlzeit können die Urnen 

verschiedener Stimmbezirke zu einer zentralen 
Auszählung zusammen geführt werden. Den Ur-
nen sind das jeweilige Wählerverzeichnis, die je-
weilige Niederschrift und die eingenommenen 
Wahlscheine beizulegen. Nach dem Ende der 
Wahlzeit ist ein für die Auszählung gebildeter 
Wahlvorstand abweichend von dem für die 
Wahlhandlung gebildeten Wahlvorstand für die 
Stimmzählung zuständig. 

 
(2) Bei der zentralen Auszählung wird zunächst an-

hand der Wählerverzeichnisse und der einge-
nommenen Wahlscheine die Anzahl der abgege-
benen Stimmen festgestellt. Diese Zahl wird mit 
den in den Urnen befindlichen Stimmzetteln ver-
glichen. Danach wird die Zahl der gültigen Stim-
men und der auf jeden Wahlvorschlag entfallen-
den Stimmen ermittelt. 

 
(3) Über die Gültigkeit der Stimmen entscheidet der 

für die Auszählung gebildete Wahlvorstand. 
 
(4) Für die Ungültigkeit von Stimmen gilt § 30 des 

Kommunalwahlgesetzes in der jeweils geltenden 
Fassung. 

 
(5) Über die Auszählung der Stimmen ist eine Nie-

derschrift zu fertigen. 
 
 

§ 15 Feststellung des Wahlergebnisses und der 
Sitzverteilung 

 
(1) Der Wahlausschuss stellt - nach vorangegange-

ner Vorprüfung der Wahlniederschriften auf Voll-
ständigkeit und Ordnungsmäßigkeit durch den 
Wahlleiter - unverzüglich nach der Wahl das 

Wahlergebnis und die Sitzverteilung nach dem 
Divisorverfahren mit Standardrundung Sainte La-
gue/Schepers fest. Er ist dabei an die Entschei-
dung der Wahlvorstände gebunden, jedoch be-
rechtigt, Rechenfehler zu berichtigen. Bei glei-
chen zu berücksichtigenden Zahlenbruchteilen 
bis zu vier Stellen nach dem Komma entscheidet 
das vom Wahlleiter zu ziehende Los. 

 
(2) Entfallen bei der Sitzverteilung auf einen Vor-

schlag mehr Sitze, als Bewerber benannt sind, 
bleiben diese Sitze unbesetzt. 

 
(3) Der Wahlleiter gibt die Namen der gewählten 

Bewerber öffentlich bekannt, benachrichtigt die 
gewählten Bewerber durch Zustellung über die 
Feststellung ihrer Wahl. Für den Mandatserwerb, 
den Mandatsverlust (einschließlich Verzicht) und 
die Ersatzbestimmung gelten die Regelungen 
des Kommunalwahlgesetzes NRW in der jeweili-
gen Fassung entsprechend. 

 
 

§ 16 Wahlprüfung 
 
Für die Wahlprüfung gelten die Regelungen des 
Kommunalwahlgesetzes NRW in der jeweiligen Fas-
sung entsprechend. 
 
 

§ 17 Fristen 
 
Die in dieser Wahlordnung vorgesehenen Fristen und 
Termine verlängern oder verändern sich nicht 
dadurch, dass der letzte Tag der Frist oder der Termin 
auf einen Samstag, einen Sonntag oder einen gesetz-
lichen oder staatlichen Feiertag fällt. Die Wiederein-
setzung in den vorherigen Stand ist ausgeschlossen. 
 
 

§ 18 Anzuwendende Vorschriften 
 
Für die Wahl zum Integrationsrat gelten unbeschadet 
dieser Wahlordnung die §§ 2, 5 Absatz1, §§ 9 bis 13, 
24 bis 27, 30,34 bis 46, 47 Satz 1 und § 48 des Kom-
munalwahlgesetzes entsprechend. 
 
 

§ 19 Amtssprache 
 
Die Amtssprache ist deutsch. 
 
 

§ 20 Inkrafttreten 
 
Diese Wahlordnung tritt mit dem Tag nach der Be-
kanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Wahlord-
nung vom 31.01.2014 außer Kraft. 
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Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Wahlordnung der Kupferstadt Stol-
berg (Rhld.) für die Wahl der direkt in den Integrati-
onsrat zu wählenden Mitglieder vom 23.01.2020 wird 
hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustan-
dekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres 
seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend ge-
macht werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder 

ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss 

vorher beanstandet, oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 

der Stadt Stolberg (Rhld.) vorher gerügt und da-
bei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsa-
che bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
 
Stolberg (Rhld.), den 23.01.2020 
 
Der Bürgermeister 
 
Patrick Haas 
 
 
 
 

BEKANNTMACHUNG 
 

Widmungsverfügung der Kupferstadt Stolberg 
(Rhld.) 

 
Der in Stolberg, Stadtteil Donnerberg, gelegene Nar-
zissenweg wurde nach seiner erstmaligen Fertigstel-
lung seinerzeit von der Kupferstadt Stolberg (Rhld.) in 
ihre Straßenbaulast übernommen. Diese Straße er-
langte bisher noch nicht die Eigenschaft einer öffentli-
chen Straße im Rechtssinne. 
 
Die Straße „Narzissenweg“ umfasst die Grundstücke 
Gemarkung 054261 Stolberg, Flur 26, Flurstücke 991 
und 1137 und wird nach § 6 des Straßen- und Wege-
gesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen (StrWG 
NRW) vom 23.09.1995 GV. NRW 1995 S. 1028, be-
richtigt GV. NRW 1996 S. 81, 141, 216 und 355) in 
der derzeit geltenden Fassung dem öffentlichen Ver-
kehr gewidmet. Die Straße wird ihrer Verkehrsfunktion 
entsprechend in die Straßengruppe „Gemeindestraße“ 
im Sinne des § 3 Abs. 1 Nr. 3 StrWG NRW in Verbin-
dung mit § 3 Abs. 4 Nr. 2 StrWG NRW eingestuft. Der 

Gemeingebrauch im Sinne des § 14 StrWG NRW wird 
nicht eingeschränkt.  
Die Widmungsverfügung wird hiermit öffentlich be-
kanntgemacht. Die rechtswirksame öffentliche Be-
kanntmachung wird im Amtlichen Mitteilungsblatt der 
Kupferstadt Stolberg (Rhld.) – Amtsblatt –vollzogen. 
Die Widmungsverfügung gilt nach § 41 Abs. 4 Satz 4 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW) vom 12.11.1999 
(GV. NRW S. 602) in der derzeit geltenden Fassung 
ab dem Tage nach der Veröffentlichung im Amtsblatt 
als bekanntgegeben. Die Veröffentlichung im Inter-
netauftritt der Kupferstadt Stolberg (Rhld.) hat nur 
nachrichtliche Funktion. 
 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diese Widmungsverfügung kann vor dem Ver-
waltungsgericht Aachen, Adalbertsteinweg 92 im Jus-
tizzentrum, 52070 Aachen, binnen eines Monats nach 
Bekanntgabe des Verwaltungsaktes schriftlich oder 
zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäfts-
stelle des Gerichts Klage erhoben werden. 
 
Die Klage kann auch durch Übertragung eines elekt-
ronischen Dokuments an die elektronische Poststelle 
des Gerichts erhoben werden. Das elektronische Do-
kument muss für die Bearbeitung durch das Gericht 
geeignet sein. Es muss mit einer qualifizierten elekt-
ronischen Signatur der verantwortenden Person ver-
sehen sein oder von der verantwortenden Person 
signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg 
gemäß § 55a Absatz 4 VwGO eingereicht werden. Die 
für die Übermittlung und Bearbeitung geeigneten 
technischen Rahmenbedingungen bestimmen sich 
nach näherer Maßgabe der Verordnung über die 
technischen Rahmenbedingungen des elektronischen 
Rechtsverkehrs und über das besondere elektroni-
sche Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsver-
kehr-Verordnung - ERVV) vom 24. November 2017 
(BGBl. I S. 3803). 
 
Weitere Informationen erhalten Sie auf der Internet-
seite www.justiz.de. 
 
 
Hinweis der Verwaltung: 
 
Durch die Bürokratieabbaugesetze I und II ist das 
einer Klage früher vorgeschaltete Widerspruchsver-
fahren entfallen. Zur Vermeidung unnötiger Kosten 
wird empfohlen, sich vor Erhebung der Klage mit der 
zuständigen Verwaltungsdienststelle – dem Amt für 
Immobilienmanagement und Technische Infrastruktur, 
Abteilung 65.5 (Bauverwaltung) – in Verbindung zu 
setzen. In vielen Fällen können so etwaige Unstim-
migkeiten bereits im Vorfeld einer Klage sicher beho-
ben werden. Die Klagefrist von einem Monat wird 
hierdurch jedoch nicht verlängert. 
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Stolberg (Rhld.), den 24.01.2020 
 
Der Bürgermeister 
I.V. 
 
T. Röhm 
Erster und Technischer Beigeordneter 
 
 
 
 

BEKANNTMACHUNG 
 
 
Kupferstadt Stolberg (Rhld.) 
Der BÜRGERMEISTER 

           Stolberg, 28.01.2020 
 
EINLADUNG 
 
zur Sitzung des Wahlausschusses 
 
Tag der Sitzung: Mittwoch, 19.02.2020 
 
Ort der Sitzung: 52222 Stolberg 
 Rathausstr. 11-13, Rathaus, 
 Ratssaal, I. OG 
 
Beginn der Sitzung: 18:00 Uhr 
 
 
 
Tagesordnung 
 
 
Öffentliche Sitzung: 
 
 
1. Feststellung der Beschlussfähigkeit 

Es wird darauf hingewiesen, dass der Wahlaus-
schuss gemäß § 2 Abs. 3 Kommunalwahlgesetz 
(KWahlG) ohne Rücksicht auf die Zahl der er-
schienenen Mitglieder beschlussfähig ist und bei 
Stimmengleichheit die Stimme des Wahlleiters 
ausschlaggebend ist. 

 
2. Feststellung der form- und fristgerechten Ladung 

sowie Unterrichtung der Öffentlichkeit gemäß § 6 
Absatz 2 Kommunalwahlordnung (KWahlO) 

 Es wird darauf hingewiesen, dass jedermann Zutritt 
zu der Sitzung hat. 

 
3. Beschlussfassung über die Tagesordnung 
 
4. Einwohnerfragestunde (längstens 30 Minuten) 
 
5. Verpflichtung der Beisitzer gem. § 6 Absatz 3 

Kommunalwahlordnung 
 
6. Einteilung des Stadtgebietes in Wahl- und Stimm-

bezirke für die allgemeinen Kommunalwahlen 2020 
 

7. Beantwortung von Anfragen gem. § 17 der Ge-
schäftsordnung des Rates; Mitteilungen 

 
 
Nichtöffentliche Sitzung: 
 
1. Beantwortung von Anfragen gem. § 17 der Ge-

schäftsordnung des Rates; Mitteilungen 
 
 
Mit freundlichem Gruß 
 
Patrick Haas 
Bürgermeister 
und örtlicher Wahlleiter 
 
 
 
 

BEKANNTMACHUNG 
 
 
Kupferstadt Stolberg (Rhld.) 
Der BÜRGERMEISTER 

           Stolberg, 03.02.2020 
 
EINLADUNG 
 
zur Sitzung des Rates der Kupferstadt    

Stolberg (Rhld.) 
 
Tag der Sitzung: Dienstag, 18.02.2020 
 
Ort der Sitzung: 52222 Stolberg 
 Rathausstr. 11-13, Rathaus, 
 Ratssaal, I. OG 
 
Beginn der Sitzung: 18:00 Uhr 
 
 
 
Tagesordnung 
 
 
Öffentliche Sitzung: 
 
1. Feststellung der Beschlussfähigkeit 
 
2. Feststellung der form- und fristgerechten Ladung 

sowie Unterrichtung der Öffentlichkeit gemäß § 
27 Absatz 2 Geschäftsordnung für den Rat und 
die Ausschüsse der Kupferstadt Stolberg (Rhld.) 

 
3. Beschlussfassung über die Tagesordnung 
 
4. Einwohnerfragestunde (längstens 30 Minuten) 
 
 
Dezernat I: 
 
5. Fortschreibung des Brandschutzbedarfsplans 
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6. Bereitstellung überplanmäßiger Haushaltsmittel 
bei Kostenstelle 1310504 "Einrichtungen für Älte-
re" 

 
 
Dezernat II: 
 
7. Förderung von Sportplatzprojekten 
 hier: Verlängerung des Bewilligungszeitrah-

mens für das Kunstrasenprojekt des FC 
Adler 1911 Büsbach e.V. 

 
 
Dezernat II und III: 
 
8. Förderung und Weiterentwicklung von Sportanla-

gen in der Kupferstadt Stolberg,  
 hier: Ausbau Sportpark Dörenberg 

1. Erforderliche weitergehende Tiefbaumaß-
nahmen 

2. Übernahme des alten Vereinsheims in das 
Eigentum des Vereins 

 
 
Dezernat I bis III: 
 
9. Seniorenwohn- und Sozialzentrum Betriebsfüh-

rungs GmbH; 
 hier: Mündliche Berichterstattung 
 
10. Mündlicher Bericht aus der Vertretung der Kup-

ferstadt in Unternehmen und Einrichtungen 
 
11. Beantwortung von Anfragen gem. § 17 der Ge-

schäftsordnung des Rates; Mitteilungen  
 

Nichtöffentliche Sitzung: 
 
Dezernat I: 
 
1. Verhandlung Seniorenwohn- und Sozialzentrum 

Betriebsführungs-GmbH mit GHS; 
hier: Abschluss der neuen Pachtverträge 

 
2. Geschäftsführung Seniorenwohn- und Sozial-

zentrum Betriebsführungs-GmbH; 
hier: Bestellung einer neuen Geschäftsführung 

 
 
Dezernat I bis III: 
 
3. Mündlicher Bericht aus der Vertretung der Kup-

ferstadt in Unternehmen und Einrichtungen 
 
4. Beantwortung von Anfragen gem. § 17 der Ge-

schäftsordnung des Rates; Mitteilungen 
 
 
Mit freundlichem Gruß 
 
Patrick Haas 
Bürgermeister 
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